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Planmäßige Existenzvernichtung
Vor 50 Jahren wurden die Berufsverbote zur Kommunistenverfolgung beschlossen

Am 28. Januar 1972 beschlossen 
die Ministerpräsidenten und 
der SPD-Bundeskanzler Willy 

Brandt, der heute noch verbunden wird 
mit dem Ausspruch „mehr Demokratie 
wagen“, die Berufsverbote.

„Insbesondere mithilfe der ‚Regel-
anfrage‘ wurden bundesweit etwa 3,5 
Millionen Bewerberinnen und Bewer-
ber von den Einstellungsbehörden auf 
ihre politische ‚Zuverlässigkeit‘ durch-
leuchtet. Diese Behörden erhielten 
ihre ‚Erkenntnisse‘ insbesondere vom 
‚Verfassungsschutz‘, welcher in dieser 
Zeit insgesamt 35.000 Dossiers über 
politisch Andersdenkende fertigte. In 
der Folge des ‚Radikalenerlasses‘ kam 
es in der damaligen Bundesrepublik zu 
11.000 of�ziellen Berufsverbotsverfah-
ren, 2.200 Disziplinarverfahren, 1.250 
Ablehnungen von Bewerbungen und 
265 Entlassungen. (…) Zur Abwehr 
angeblicher Verfassungsfeinde sollten 
‚Personen, die nicht die Gewähr bieten, 
jederzeit für die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung einzutreten‘, aus 
dem öffentlichen Dienst ferngehalten 
beziehungsweise entlassen werden. 
Formell richtete sich der Erlass gegen 
‚Links- und Rechtsextremisten‘, in der 
Praxis traf er aber vor allem politisch 
Aktive des linken Spektrums: Mitglie-
der kommunistischer, sozialistischer 
und anderer linker Gruppierungen, bis 
hin zu Friedensinitiativen. Den Betrof-
fenen wurden fast ausnahmslos legale 
politische Aktivitäten, wie die Kandi-
datur bei Wahlen, die Teilnahme an 
Demonstrationen oder das Mitunter-
zeichnen politischer Erklärungen vor-
geworfen. (…)

Systemkritische und missliebige Or-
ganisationen und Personen wurden an 
den Rand der Legalität gedrängt, die 
Ausübung von Grundrechten wie der 
Meinungs-, Organisations- und Ver-
sammlungsfreiheit wurde behindert, 
bedroht und bestraft. Bis weit in die 
1980er-Jahre vergiftete die Jagd auf 
vermeintliche ‚Radikale‘ das politi-
sche Klima. Statt Zivilcourage und po-
litisches Engagement zu fördern, wur-
den Duckmäusertum erzeugt und Ein-
schüchterung praktiziert.

Während das Bundesverfassungs-
gericht keinen Verfassungsverstoß fest-
stellte, wurde die Praxis der Berufsver-
bote vom Europäischen Gerichtshof 
(für Menschenrechte) und weiteren in-

ternationalen Institutionen als völker- 
und menschenrechtswidrig verurteilt.“

Diese Zusammenfassung stammt 
aus einem Entschluss des Niedersäch-
sischen Landtags, der vor fünf Jahren 
mit den Stimmen von SPD und Die 
Grünen verabschiedet wurde. Es gab 
sogar eine Entschuldigung – allerdings 
keine Entschädigung.

In der Koalitionsvereinbarung der 
Ampelparteien heißt es: „Um die Inte-
grität des Öffentlichen 
Dienstes sicherzustel-
len, werden wir dafür 
sorgen, dass Verfas-
sungsfeinde schnel-
ler als bisher aus dem 
Dienst entfernt wer-
den können.“ Genannt 
werden: „Rechtsextre-
mismus, Islamismus, 
Verschwörungsideo-
logien und Links-
extremismus“. Diese 
trübe Totalitarismus-
brühe wird weiterhin 
dazu führen, dass die 
Geheimdienste de-
�nieren, wer Verfas-
sungsfeind ist.

Instrumente zur 
Erneuerung der Be-
rufsverbotepraxis lie-
gen griffbereit in der 
Schublade. Vorerst 
werden andere Mittel 
bemüht, den gesell-
schaftlichen Fortschritt 
zu bremsen.

Wir dokumentieren hier den Fall 
des Stuttgarter Postbeamten Hans Pe-
ter. Weitere Infos unter: berufsverbo-
te.de

Hans Peter, geboren 1930, seit 1947 
in der Gewerkschaft organisiert, kam 
nach einer Ausbildung als Elektroins-
tallateur Anfang 1951 zur Deutschen 
Bundespost und wurde bis 1954 zum 
Fernmeldehandwerker ausgebildet. 
1959 „Beamter auf Lebenszeit“, wur-
de er über verschiedene Stufen bis 
1971 zum Technischen Fernmelde-
hauptsekretär befördert. Die Deut-
sche Bundespost war Teil der öffent-
lichen Verwaltung und zuständig für 
den Post- und Briefverkehr sowie das 
Fernmeldewesen und verfügte über ein 
eigenes Sparkassensystem. Die Mehr-
zahl der Beschäftigten war verbeamtet.

Erstmals 1972 wurde Hans Peter 
von Vorgesetzten auf sein politisches 
Engagement bei der DKP angespro-
chen. Per Telefon wurde ihm später 
mitgeteilt, dass man den Eindruck 
habe, er stehe auf dem Boden der Ver-
fassung.

Fünf Jahre später erhielt er einen 
Brief, dass seine Tätigkeit für die DKP 
ein Dienstvergehen sei, da diese Partei 
„verfassungsfeindliche“ Ziele verfolge. 

Ein Vorermittlungsverfahren wurde er-
öffnet, in dem Hans Peter fünfmal ver-
hört wurde. Es lagen keinerlei Verfeh-
lungen vor.

Am 15. November 1978 wurde er als 
„Sicherheitsrisiko“ versetzt. Kurz dar-
auf wurde ein förmliches Disziplinar-
verfahren mit dem Ziel der Entfernung 
aus dem Dienst eingeleitet. Da es in der 
„Anschuldigungsschrift“ nicht um die 
Person und das Verhalten Hans Peters 
ging, sondern um die DKP, setzte das 
Bundesdisziplinargericht das Verfah-
ren vorübergehend aus. Es verlangte 
eine eigene Untersuchung über die 
„Verfassungsfeindlichkeit“ der DKP. 
Es kam zu weiteren Vernehmungen, in 
deren Verlauf Hans Peter eine Kandi-
datur zur Kommunalwahl 1979 und die 
Funktion in der Kreisrevisionskommis-
sion der DKP vorgeworfen wurden.

Das Verfahren endete im März 1980 
mit einem Freispruch. Allerdings folgte 
das Gericht nicht den Thesen der Ver-
teidigung, sondern versah den „Frei-
spruch“ mit dem Hinweis, dass eine un-
entschlossene Haltung des Dienstherrn 
vorgelegen habe und diese führe zur 
Nachsicht gegenüber dem Bediensteten.

Gegen diesen Freispruch legte die 
Bundesregierung Revision ein und ge-
wann vor dem Bundesverwaltungsge-

richt. Im Oktober 1981 wurde Hans Pe-
ter entlassen.

„Dass es zu diesem Urteil kom-
men konnte, verschuldet allein die 
SPD/FDP-Bundesregierung. Sie trägt 
die Verantwortung für die Entlassung 
Hans Peters aus dem Dienst“, arbei-
tete die Initiative „Weg mit den Be-
rufsverboten“ in einer Erklärung vom 
6.  November 1981 heraus. Gemeint 
war das damalige Bundeskabinett von 
Helmut Schmidt (1918 bis 2015). Auch 
das Stuttgarter Bündnis verurteilte das 
„Gesinnungsurteil gegen Hans Peter“. 
„Kommt jetzt eine Säuberungswelle?“, 
fragte der „Spiegel“ in seinem Bericht 
vom 2. November 1981.

Zuvor war Hans Peter am 30. Juli 
1981 noch folgendes „Angebot“ unter-
breitet worden: Er solle nach 30 Dienst-
jahren „freiwillig“ aus dem Beamten-

verhältnis ausscheiden, einen Ange-
stelltenvertrag unterschreiben, seine 
Einstufung als „Sicherheitsrisiko“ hin-
nehmen und sich deshalb in das 60 Ki-
lometer entfernte Rottenburg am Ne-
ckar (Landkreis Tübingen) versetzen 
lassen. Garantien irgendwelcher Art 
gab es keine. „Ich hätte einen Einkom-
mensverlust von monatlich 200 DM 
hinnehmen müssen, eine berufsfrem-
de Tätigkeit ausüben müssen, hätte kei-
nerlei beru�iches Fortkommen mehr 
gehabt, keine Zusicherung für meine 
weitere beru�iche Sicherheit, keine 
Garantie, dass ich meine Weltanschau-
ung und meine Tätigkeit für die DKP 
(…) nicht aufgeben soll.“

Hans Peter hatte daher sowohl die 
Erpressung mit dem „freiwilligen“ An-
gestelltenvertrag als auch die Verset-
zung abgelehnt. „Es ist uns klar“, schrieb 
er zusammen mit seinem gleicherma-
ßen betroffenen Kollegen Hans Meister 
an den Postminister, „dass hinter die-
sem Angebot auch der Versuch steckt, 
diese Ablehnung gegen uns zu wenden, 
damit Politik gegen uns zu machen. Als 
‚Beweis‘, dass wir Kommunisten ‚Mär-
tyrer‘ für unsere Sache bräuchten. Als 
Beweis, dass wir an einer ‚Lösung‘ der 
Berufsverbote nicht mitarbeiten woll-
ten. In diese Ecke lassen wir uns nicht 
stellen. (…) Dass wir dieser Erpressung 
nicht nachgeben, hat mit Märtyrertum 
nichts zu tun. Wir verteidigen damit un-
sere Ehre als Bürger und Beamte dieses 
Staats, aber auch unsere Ehre als Mit-
glieder einer politischen Bewegung, die 
am Zustandekommen dieses Grund-
gesetzes großen Anteil hat, die im an-
tifaschistischen Widerstandskampf die 
größten Opfer gebracht hat.“

Von dem Schlag der gerichtlich ver-
fügten Entlassung erholte sich der un-
ehrenhaft aus dem Dienst gejagte, da-
mals 51-jährige Hans Peter nie mehr. 
Er konnte nicht mehr arbeiten – was 
auch und wo auch –, bekam weder Ar-
beitslosengeld noch Pension und kam 
nicht klar mit dem, was ihm angetan 
worden war. Den Lebensunterhalt ver-
diente seine Frau Ruth Peter (geboren 
1933) als Sekretärin bei der Vereini-
gung der Verfolgten des Naziregimes – 
Bund der Antifaschisten (VVN-BdA). 
Am 12. Februar 1990 starb Hans Peter, 
59-jährig, und am 13. März 1992 auch 
Ruth Peter.
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Der Protest gegen die Berufsverbote war international: Hier eine Demonstration 1976 in Straßburg.
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Von Realität und Wirklichkeit
Günter Pohl lädt ein zur Philosophie der Aufklärung
Das Jahr 2022 könnte besser anfangen. 
Die Kriegsgefahr steigt, das Leben ver-
teuert sich in unerhörter Weise, die öko-
logische Katastrophe spitzt sich zu. Doch 
statt des organisierten Klassenkampfes 
prägen Obskurantismus, Wissenschafts-
feindlichkeit und Verschwörungsmythen 
die öffentlichen Auseinandersetzungen.

Aber es gibt auch Grund zu Optimis-
mus. Pünktlich zu Jahresbeginn tritt Gün-
ter Pohl mit seinem Buch „Der Mann 
mit den Müllsäcken“ an, um den Irra-
tionalismus zu entlarven. Die Basis des 
grassierenden Kampfes gegen die Ver-
nunft wird dabei innerhalb des irratio-
nalen kapitalistischen Systems und der 
vorherrschenden bürgerlichen Ideologie, 
„die gern von sich behauptet, keine zu 
sein“ (44), verortet. Ob Hunger, Flucht 
oder Klimakrise: Die bürgerliche Politik 
�ndet keine rationalen Antworten und 
verdeckt das systemische Versagen durch 
die Annahme und Verbreitung einer ob-
skuren Weltanschauung. Die Herrschaft 
der Minderheit über die Mehrheit hängt 
„geradezu fundamental von der Verne-
belung der Zustände ab“ (82), schreibt 
Pohl und setzt dieser Tendenz eine auf-
klärerische, dialektisch-materialistische 
Philosophie entgegen, die nicht nur be-
schreiben, sondern eingreifen will.

Zu diesem Zweck lässt er sei-
ne Protagonisten, die Rheinländer 
Myop und Noem, im Dialog durch die 
Philosophie(-geschichte) mäandern. 

Die beiden diskutieren über die großen 
Fragen der Aufklärung, über Rationa-
lismus und Irrationalismus, Materialis-
mus und Idealismus. Typisch rheinisch 
schweifen sie ab, verstri-
cken sich in Detailfragen 
und �nden doch wieder 
zum Ausgangspunkt zu-
rück. Rede und Gegenre-
de ermöglichen die dialek-
tische Annäherung an die 
besprochenen Themen. 
Ein Foto des titelgeben-
den Mannes mit den Müll-
säcken bildet den Einstieg 
in das Gespräch. Anhand 
des Bildes diskutieren 
Myop und Noem über das 
Erkenntnispotential von 
Momentaufnahmen und 
Bildausschnitten, wäh-
rend die Überzeugung he-
ranreift, dass alle Dinge in 
ihrer Dynamik und im Ge-
samtzusammenhang be-
trachtet werden müssen. 
„Das Sein ist das Werden 
des Ganzen“, wird Noem 
gegen Ende zusammen-
fassen (247).

Auf dem Weg zu dieser 
Erkenntnis gibt Günter 
Pohl seinen Protagonisten 
einen umfangreichen Wis-
sensschatz an die Hand; 

von der aristotelischen Kategorienleh-
re über Kants kategorischen Imperativ 
bis hin zu Hegels Unterscheidung zwi-
schen Realität und Wirklichkeit. Natür-

lich kommen auch Marx und Engels zu 
Wort. Den Schwerpunkt dieses Bandes 
bilden die Philosophen der Aufklärung, 
allen voran der progressive Aufklärer 

Denis Diderot (1713 bis 
1784), dessen Werk aus-
führlich gewürdigt wird. 
Dabei belegt Pohl die di-
alektischen Einsichten des 
französischen Gelehrten 
und zieht eine bemerkens-
werte Linie von Diderot 
zu Hegel. Auch die Lehren 
der anderen Vordenker 
werden respektvoll aufge-
nommen und in den his-
torischen Zusammenhang 
gebracht. Wer sich im 18. 
Jahrhundert auf Gottsuche 
begab, um die Ordnung der 
Welt zu ergründen, konn-
te durchaus fortschrittlich 
auf die Ideengeschich-
te einwirken. Die heutige 
Philosophie sollte sich je-
doch davor hüten, im Un-
beweisbaren und Neben-
sächlichen zu schwelgen, 
wenn sie nicht selbst zur 
Vernebelung der Verhält-
nisse beitragen will und 
somit aufhört, Philosophie 
zu sein. Auch Marxisten 
seien nicht vor solchen Irr-
wegen gefeit, wenn „etwas 

viel Geist mit in die rationale Welt des 
Materialismus hineinschwappt“ (178).

Das Gespräch zwischen Myop und 
Noem entwickelt eine unterhaltsa-
me Sogwirkung, ist durchgehend lehr-
reich, aber nie überheblich belehrend. 
Unzählige andiskutierte Fragen regen 
zum Weiterdenken an. Das notwendige 
Rüstzeug dafür wird mit der ausführli-
chen Erläuterung von philosophischen 
Begriffen und Kategorien geliefert. Pohl 
verweigert sich dem Elfenbeinturm, ver-
steckt sich nicht hinter Textwüsten und 
extremen Abstraktionsgraden. Sein 
Buch ist eine verständliche und freund-
liche Einladung an alle, die einen dia-
lektischen Einstieg in die aufklärerische 
Philosophie suchen. Zugleich bietet 
„Der Mann mit den Müllsäcken“ eine 
anregende Lektüre, von der Einsteiger 
und Erfahrene gleichermaßen pro�tie-
ren, und ist daher uneingeschränkt zu 
empfehlen.
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